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Die Geſchichte und die Principfen der Gewerbe⸗Orbnung für 
ben norddeulſchen Bund. Von Prof. Dr. Emanuel Herrmann. 

Zur Competenzbeſtimmung bei Streiligleiten über das Recht 
zur Vergebung einer Stiftung. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

a) Der Ort, von welchem aus bie erſten Dispoſitionen zur Behandlung 
eines Ausweisloſen getroſſen worden finb, iſt als die Gemeinde anzu: 
ſehen, in welcher im Sinne des P. 4 des Heimatsgeſetzes der 
Helmatsloſe „angetroffen“ worden iſt. 

b) Der von der Gensbarmerie Geſtellle oder Abgeſchobene kann nicht als 
im Beſtimmungsorte „angetroffen“ im Sinne des g. 19, P. 4 des Hei. 
matsgeſehes angefehen werden. 

Die einem auswärligen Arnlen während beſſen Reconvalescenz geleiſtete 
Verpflegung begründet keine en die Heimatsgemelnde auf Grund 
der 88. 26 und 29 des Heimatsgeſetzes im adminlſtrativen Wege geltend 
zu machenden Erſatzanſpruch. 

Das Winkelverſahgeſchäft kann nur nach Maßgabe der Gewerbe⸗Orbnung 
als Uebertrelung beftcaft werden. 
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Die Geſchichte und die Principien der Gewerbe- 
Ordnung für den norddeutſchen Rund. 
Von Profeſſor Dr. Emanuel Herrmann. 
I. Sie Geſchichte. 

Wenn es der Beruf der Großſtaaten iſt, den kleinen in der 
Sefebgebung mit gutem Beiſpiele voranzugehen, und früher als dieſe 
den Zopf, die Kleinſtädterei, das Pfahlbürgerthum, den Skände⸗Cgols⸗ 
mus zu bekämpfen, und ſich dadurch zuerſt eine geiſtige Hegemonie zu 
ſchaffen, welcher über kurz oder lang auch die militäriſche und politiſche 
folgt, ſo hat Preußen dieſen Beruf als Großſtaat ſchon vom Anbeginne 
ſeines Großmachtſtrebens redlich erfüllt. 

Es kann nicht die Aufgabe dieſes Artikels fein, dieß aus der 
Geſchichte der preußſſchen allgemeinen Gerichts⸗Orduung von 1781 
und 1795, dann des allgemeinen Landrechtes für die preußiſchen Staaten 
vom 1. Juni 1797, ferner aus der Geſchichte der Geſetzgebung im 
Unterrichtsweſen inabejondere nachzuweifen. Dazu genügt ſchon ein 
flüchtiger Blick in die Gewerbe⸗Geſetzgebung Preußens. 

Schan die Edicte vom 3. November 1686 und 7. Mai 1688 
und 13. Juli 1688 machten einen energiſchen Verſuch, die Uebermacht 
des Zunftweſens zu bredau *), Sie verpönten die Geſchloſſenheil der 


es 


J Siehe die nähere Ausführung in dem anziehend geſchriebenen Werle: 
Zur Geschichte der deuſchen Kleingewerbe im 19. Jahrh. von Guftan Schmoller, 
Halle 1870, S. 24 u. ff., und Dr. HU. Maſcher, das deutſche Gewerbeweſen, 
Potsdam 1866, S. 357. 


Zünfte auf eine beſtimmte Anzahl Meiſterſlelleu, verboten theure Meiſter⸗ 
ſtücke und geſtatteten allen Einwanderern die Erlangung freien Meiſter⸗ 
und Bürgerrechtes. Die Zunſtſchranken ſollten durch Perſonalprivllegien 
durchbrochen werden. Die Prineipia regulativa von 1718 erweiterten 
die Niederlaſſungsrechte der Landhandwerker und geftatteteu den Land⸗ 
meiſtern beliebig Geſellen zu halten und Jungen zu lehren (aber nicht 
jte loszuſprechen). Mit größter Strenge wurden die Anordnungen des 
Reichsbeſchluſſes vom 16. Auguſt 1731 zur Ausführung gebracht und 
darnach die Zunftſtatuten revidtrt. Dieſe Repiſionen wurden 175155 
erneuert. König Friedrich Wilhelm I. ließ Für jedes zünftige Gewerbe 
Generalprivilegiem publieiren und beſtimmte die Caſſation 
ſämmtlicher alter Junungabriefe. Dieſe Generalpriuilegien dürften 
unter feinem Vorwande, weder durch alte Obſervanz, noch durch 
Handwerksbrauch, noch vermeintliches löbljches Herkommen irgendwie 
anders umgeündert oder ausgelegt werden. Von ähnlſcher Energie 
zeugt die Handwerkerordnung für Weſtpreußen von 1774, welche 
befahl, daß bei allen wichligen Dingen, beſonders bei Handhabung der 
Zunftgerichtsbarkelt ein Magiſtratsmitglied auweſend fei, daß Meiſter 
aus andern Städten überall zugelaſſen werden muſſen, wenn fie das 
etwaige Plus an Meiſtergeld nachzahlen. Nach ihr darf jeder Meifter 
ſoplel Gefellen und Stuhle halten, als er will, unr die Lehrlingszahl 
kann auf Wunſch durch die Ortsbehörde unter Zuſtimmung der Kriegs⸗ 
und Dautajnenkammer beſchränkt werden; alle fremden Geſellen ſind 
in Preußen zuzulaſſen und muſſen jene Zunftſtellung gewährt erhalten, 
welche ihnen anderwärts gewährt worden ſſt; alle Geburtsbeſchränkungen 
für das Lehrlingwerden hören auf; volle Freiheit des Jahrmarktverkehres, 
auch für Fremde wird feſtgeſetzt; auch ſollen mehrere einander nahe⸗ 
ſtehende Zünfte zuſammengelegt werden, damit die Streitigkelten aufhören, 

Und dennoch waren die Vorrechte des Zunftweſens fu kräſtig 
befeftigt und fo tief in der Ueberzeugung des Volkes gewurzelt, daß das 
allg. Landrecht für die preußiſchen Stagten, deſſen Th. II, Tit. VIII, 
Abſchuttt III. 88. 197—400 von den Handwerken und Zünſten 
handelt, nach 1794 den Verſuch nicht wagke, mit den Zunften total 
zu brechen, und die Freiheit des Gewerbes zu erklären. 

Aber jene eigenthümliche Sprungkraft des Geiſtes, welche mit 
einem Rucke ihr Ziel erreicht, ſobald fie angeſpaunt wird, erwachte 
im Momente der tieſſten Demuͤthigung durch den Frieden zu Tilſit 
nom 9. Juli 1807 wieder. Ihr entſprang jenes berüͤhmle Edict vom 
9. October 1807, welches die Freiheit des Eigenthums und die Auſ⸗ 
hebung des Unterthänigkeitsverhaltniſſes am platten Lande proclamirte, 
ihr entſprang jene Städteordnung vom 19. November 1808, das 
Vorbild aller fpäteren deukſchen Gemeindeftatuten, ihr endlich verdankte 
Preußen das Ediet vom 2. November 1810, welches die Ge⸗ 
werbefreiheit einführte, das erſte deutſche Geſetz dieſer Art. Dieſes 
Ediet hoß jeden Uuterſchied bezüglich des Gewerbebetriebes zwiſchen 
Stadt und Land, ſowie alle bis dahin den Zünften und Innungen, 
oder einzelnen Privatperſonen zugeſtaudenen oder mit dem Beſitze von 
Grundſtücken verbundenen Vorrechte auf. Wer ein Gewerbe betreiben 
wollte, mußte einen Gewerbeſchein, ein ſogenauntee Patent löfen, welches 
nur Perſonen von unrechtlichem Lebenswandel oder hinſichtlich Defonderer 
zu coneefjionivender Gewerbe verweigert werden konnte. Zu ben letztlern 
gehörten iudeſſen nur Gewerbe, welche ihrer Natur nach eine beſondere 
Kenntuiß oder Geſchicklichkeit verlangen, oder beſondere Verlrauens⸗ 


würdigkeit oder polizeiliche Sicherheit erheiſchen ). In manchen Fällen, 
jedoch nicht in allen, war der gleichzeitige Betrieb mehrerer Gewerbe 
geftattet, ohne daß beſondere Gewerbeſcheine gelöst werden mußten. 
Die Zünfte durften fortbeſtehen, aber unzünftige Melſter waren gefetz⸗ 
lich den zünſtigen vollkommen gleichgeſtellt. (Edict vom 7. September 
1811.) Ausſchließliche, vererbliche und veräußerliche Gewerbsberech⸗ 
tigungen in den Städten, die als folche in den Hypothekenbüchern nicht 
eingetragen waren, follten abgelöst und bis dahin mit 4½ Prorent 
verzinſt werden. Alle polizeilichen Taxen der Lebensmittel, Kaufmanns⸗ 
und Bäckerwaaren wurden aufgehoben, in gleicher Weiſe die der Gaſt⸗ 
wirthe. Nur waren dieſelben in größeren Städten verpflichtet, ſich 
ſelbſt Taxen zu ſetzen und in den Gaſtſtuben anzuſchlagen. 

So fehen wir in Preußen ſchon fünfzig Jahre fruher, das erreicht, 
was für Oeſterreich erſt die Gewerbe⸗Ordnung vom 20. Derember 
1859 brachte. Freilich war jenes Geſetz ſchroff, radical, wie mit 
urplötzlicher Gewalt in altgewohnte Verhälkniſſe hineingeſchleudert; es 
ignorirte dieſelben, anftatt fie umzubilden. Daher brachte es die Reaction 
endlich zu einem Compromiſſe mit der liberalen Richtung. Das Gewerbe⸗ 
Polizeigeſez vom 17. Jänner 1845 entſtand, theils um die Zunfte 
als freie Innungen wleder ſtaatlich anzuerkennen und zu befördern, 
theils um den ſtarren Buregurratismus, welcher dem freiſinnigen 
Geſetze von 1810 in der Proxis unbehelligt die Flügel ſtutzte, durch 
die Wiedereinfetzung der ſtädtiſchen Ohrigkeiten in ihr altes Verhaͤlkuiß 
zu den Gewerbetreibenden einen Riegel vorzuſchieben. Außerdem be⸗ 
abſichtigte man dadurch eine Eonformltät der Grundſüͤtze in allen, 
auch der nach Erlaſſung des Gewerbegeſetzes von 1810 erworbenen, 
Gebietstheilen einzuführen. Aber ſelbſt dieſes Geſetz erſchien den Hands 
werken vom alten Schlage allzu Freifinnig und gelang es der ſtraffen 
Reactlon nach 1849 vom Ministerium einige, freilich nur ephemere, 
Inſtitutlonen, wie z. B. die Einführung der Gewerberäthe, bewilligt 
zu erhalten. Doch ſchon die Geſetze vom 22. Junk und 1. Juli 1861 
kehrten in die Bahn der Freifinnigen Regelung wieder zurück, indem 
das erſtere das polizeiliche Conceſſionsſyſtem einſchränkte, das letztere 
die Errichtung gewerblicher Anlagen nach beſſeren Principien normirte. 

So kam das Jahr 1866 und die Verſchmelzung vieler deutſcher 
Kleine und Mittelſtagten zu einem Bunde mit einheitlicher volks⸗ 
wwirthſchaftlicher Oberleltung. Da trafen Ländergebiete mit ſtraffem 
Zuuftzwange mit andern von Gewerbeſreiheit begünſtigten unmittelbar 
zuſammen. Eine neue geſetzliche Regelung erſchlen dringend nothwendig, 
ja fie mußte fo raſch erfolgen, daß man ſelbſt die Muße, welche die 
Ausarbeitung eines großen allgemeinen Gewerbegeſetzes erheiſcht, nicht 
mehr zugeben wollte. Denn als ſelbſt der „Entwurf einer Gewerbe⸗ 
Ordnung für den norddeutſchen Bund“ bereits zur Vorberathung in 
der Commiſſton für Handel und Gewerbe gelaugt war, brachten in 
der Sitzung des Reichstages vom 9. Juni 1868 die Abgeordneten 
Lasker und Genoſſen den Antrag auf Erlaß eines Gefetzes, betreffend 
den Betrieb von ſtehenden Gewerben ein, welcher nach kurzer Vorbe⸗ 
rathung durch die Commiſſion in der Relchstagsſitzung vom 17. Juni 
1868 angenommen und am 13. Juli 1868 als Bundesgeſetz publicirt 
wurde. Dieſes Geſetz, nur aus ſechs kurzen Paragraphen beſtehend, 
ſprach in allgemeinen Grundzügen die Aufhebung jedes Zunftzwanges, 
der Unterſcheidung zwiſchen Stadt und Land in Bezug auf den Ge⸗ 
werbebetrieb und deſfen Ausdehnung, der Beſchränkung der Handwerker 
auf den Verkauf der ſelbſtverfertigten Waaren, auf den Betrieb nur 
eines Gewerbes, auf eine beſtimmte Anzahl von Geſellen und Lehr⸗ 
jungen ans, und beſtimmte, daß nur im Wege der Bundesgeſetzgebung 
der Betrieb eines Gewerbes, zu deſſen Beginne nach Maßgabe der 
beſtehenden Landesgeſetze eine polizeiliche Genehmigung nicht erforderlich 
it, fortan von einer folchen Genehmigung abhängig gemacht werden kann. 

Dieſes Nothgewerbegeſetz ward durch die Gewerbe⸗Ordnung für 
den norddeutſchen Bund, angenommen in der Reichskagsſitzung vom 
29. Mat, publichtt am 21. Juni 1869, abgelöst, welche feit 1. Jänner 
1870 volle Wirkſamkeit erlangte. 

Der größte Vorzug der Gewerbe⸗Ordnung beſteht wohl darin, 
daß fie einerſeiks einen großen Theil Deutſchlands umfaßt, und anderer⸗ 
ſeits auch nahezu alle die Anlage und den Betrieb des Gewerbes ber 
treffenden Verhältuiffe normirt. Sie ift in dieſer Richtung vollſtändiger 
als die öſterreichiſche Gewerbe⸗Ordnung, denn fie enthält auch z. B. 
Beſtimmungen über den Gewerbebetrieb im Umherziehen und über 


) 3. B. Aeczte, Mundärzte, Apotheker, Berggeſchworne, Dolmetſcher und 
Ueberſezer, Feldmeſſer, Nivellirer und Markſcheider, dann Mäkler, Auctiona⸗ 
toren, Meſſer, Wäger, Bracker u. . w., endlich e und Schankwirthe, Schiffer, 
Schauſpieldirectoren, Taſchenſpieler, Todtengräber, Abbecker u. |. w. 
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viele ftehende Gewerbe, welche von den Normen unſeres Geſetzes nicht 
berührt werden. 

Wenn dem Gefege auch noch manche Mängel anhaften, jo können 
mir nicht umhin, dasfelbe als einen großen Forkfchritt auch gegenüber 
unſerer Geſetzgebung anzuerkennen. Der Geiſt, welcher aus demſelben 
ſpricht, iſt fo reſolut, freifinnig, fortſchritklich, wie jener in den Ver⸗ 
ordnungen Frledrichs II. und im Gewerbegeſetze von 1810. 

Wir kommen in einem folgenden Arkikel auf die Unterſchiede und 
Eigenthümlichkeiten des norddeutſchen Geſetzes gegenüber den öſter⸗ 
reichiſchen noch näher zu ſprechen. 


Zur Competenzbemmung bei Streitigkeiten über das 
echt zur Vergebung einer Skiftung.) 

In einem im Jahre 1697 von dem Pfarrer G. zu A. errichteten 
Teſtamente war beſtimmt worden, daß 4000 fl. von feiner Verlaffen⸗ 
ſchaſt zu einer Stiftung beſtimmt fein, und von den jährlichen Sinfen 
150 fl. an zwei Studirende, die übrigen 50 fl. aber einem armen 
Jüngling zur Erlernung eines Handwerks oder einer Kunſt verabreicht 
werden jollen, Hiebei follten nach der Anordnung des Stifters zunächſt 
die Nachkommen feiner Schweſter berückſichtigt, in Ermangelung der⸗ 
ſelben aber zuvörderſt aus R., oder aus der Herrſchaft Z. gebürtige 
Jünglinge, in zweiter Linie Individuen aus der Herrſchaft W. und 
in dritter Bürgerſohne von Wu. bedacht werden. Das Recht, zu dies 
ſem Stipendium zu präfentiven und zu nominiren, wurde von dem 
Stifter den damals gräflichen Herrſchaften von Z. und W. teſtamen⸗ 
tariſch mit der Beſtimmung verliehen, daß wenn kein taugliches 
Subject von Z. und W. präſentirt werden ſollte, dem Bürgermeiſter 
und Magiſtrat der Reichsſtadt Wn. freiſtehe, andere taugliche Subjecte 
zu wählen. Der Stiftungsvath in Wn. ſprach nun aber das Recht an, 
nicht blos unter der gedachten Borausfegung, ſondern unbedingt je im 
dritten Jahre das Handwerkeſtipendium zu vergeben. Dies veranlaßte 
die nun fürſtlichen Skandesherrſchaften Z. und W. zur gerichtlichen 
Klage gegen den Stiftungsrath zu Wn., in welcher gebeten wurde, 
den Letzteren für ſchuldig zu erkennen, das ausſchließliche alternative 
Nomſuations⸗ und Präſentationsrecht der klagenden Herrſchaften zu 
Vergebung des Stipendiums ad artem mechanicam in der Weiſe 
anzuerkennen, daß dem Stlftungsrathe nicht je im dritten Jahre, ſon⸗ 
dern nur alsdann ein Vergebungsrecht teſtamentariſch zuſtehe, wenn 
von den berechtigten Herrſchaſten eine Nomination und Präſentatlon 
nicht erfolge. 

Dieſe Klage wurde wegen Unzuſtändigkeſt der Clpilgerichte zurück⸗ 
gewleſen, von dem Obertribunal aus folgenden Gründen; Es handelt 
ſich bel dem von den fürftlichen Herrſchuften erhobenen Anſpruch nicht 
um das Recht zu Vergebung elner Familienſtiftung, da nach dem 
eigenen Vorbringen derſelben keine Verwandten des Stifters mehr 
vorhanden find, und für dieſen Fall der Stifter nicht beflimmten ein⸗ 
zelnen Perſonen ein Recht auf den Genuß der Stiftung eingeräumt, 
ſondern den Collatoren überlaſſen hat, taugliche Subfecte aus den 
erwähnten Bezirken und Orten nach ihrem Ermeſfen auszuwählen. 
Gegenſtand und Zweck der Stiftung war die Gründung eines Fonds 
zu Unterſtützung und Ausbildung junger Leute, welche ſich dem Hand⸗ 
werker⸗ oder Künſtlerſtande widmen. Die Stiftung ift alſo für allge⸗ 
meine Wohlthätigkeits⸗ und Blldungszwecke beſtimmt, wie ſolche der 
Staat und öffentliche Körperſchaften verfolgen. Derartige öffentliche 
Stiftungen find unter die Aufſicht der Staatsverwaltungsbehorden ge⸗ 
ſtellt, und daß dieſer Grundſatz auch bei der hier in Rede ſtehenden 
Stiftung zur Anwendung gekommen, iſt unbeſtritten. Iſt aber die frag⸗ 
liche Stiftung eine Stiftung zu öffentlichen Zwecken, und ſteht ſolchr 
unter der Aufſicht der Adminiſtrativbehörden, fo haben dieſe Behörden 
darüber zu wachen, daß die Stiftung gehörig verwaltet und verwendet 
werde, daß alſo insbeſondere die von dem Stifter ſelbſt in Abſicht 
auf die Vergebung feiner Stiftung getroffenen Anordnungen ſoweit 
möglich zum Vollzuge kommen. Wenn daher Differenzen darüber 
entſtanden ſind, in welcher Reihenfolge die mit der Nomination und 
Präfentation zu der Stiftung betrauten Perſonen oder Behörden in 
Function zu treten haben, find es nur die Adminiſtratiobehörden, welche 
hierüber Eutſcheidung zu geben haben. Der Umſtand, daß das von 
den Klägern angeſprochene Recht ſich auf das Teſtament des Stifters, 
alfo auf einen rein privatrechtlichen Titel gründe, genügt nicht, um 
die Competenz der Civilgerichte zu rechtfertigen, da die durch das 


h Aus Kübel und Sarwen Würtemb. Archiv, 12. Band, 2. Abtheilung, 
v. J. 1869. 


Teſtament geichaffene Stiftung, ſoweit folde hier zur Sprache kommt, 
wie bemerkt, nach ihrem ganzen Gegenſtand und Zweck dem öffentlichen 
Rechte angehört, und bei folchen Stiftungen davon auszugehen ift, daß 
der Stifter durch Uebertragung des Vergebungsrechtes auf beſtimmte 
Behörden oder Perſonen nur die Zwecke ſeiner Stiftung ſicher ſtellen, 
nicht aber dem Betreffenden ein Privatrecht auf die Vergebung ein⸗ 
räumen wollte, wie ja in Teſtamenten auch fonft mauche auf eingelne 
Perſonen bezügliche Verfügungen vorzukommen pflegen, welche von den 
Intereffenten nicht als PBrivatrechte vor dem Civilrichter, ſondern nur 
vor den Verwaltungs-, beziehungsweiſe Rechtspolizei⸗ (Pupillar⸗) Be⸗ 
hörden geltend gemacht werden können, z. B. wenn es ſich darum 
handelt, ob ein im Teſtameute ernannter Vormund, Theilungsverfaſſer 
oder Teſtamentsvollzieher zu dem ihm beſtimmten Geſchäfte überhaupt 
zuzulaſſen ſei oder nicht, oder unter welchen Vorausſetzungen er in 
Thätigkeit kreten dürft. — Ohue Belang iſt das Vorbringen der 
Kläger, daß das von ihnen angefprochene Recht zu ihrer individucllen 
Rechtaſphare gehöre, da es viele Rechte gibt, welche den Privaten oder 
Individuen zuſtehen, und doch im Streitfall nicht vor den Civilgerichten 
verfolgt werden könne. 


———ů 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Ort, von welchen aus die erſten Ofspoſttionen zur Behand⸗ 
ſung eines Ausweisloſen getroffen wurden ſind, iſt als die Ger 
meinde anzusehen, iu welcher im Sinne des 8. 19, P. 4 des 
Heimatsgeſetzes der Helmatsloſe „augetroſſen“ worden iſt. *) 

Der von der Geusdarmerſe Geſtelte oder Abgeſchobene kann nicht 
als im Beſtimmungsorte „angetroffen“ un Sinue des 8. 19, P. 4 
des Heimatsgeſetzes augeſehen werden. 
Katharina K. wurde im Jahre 1867 in der Gemeinde Keulfchach, 
Bezirk Umgebung Klagenfurt, als auswelslos aufgegriffen, au das Bes 
zirksamt Klagenfurt geſtellt, und von da an die Gemeinde Althofen, 
wohin zuftändig zu fein die Aufgegriffene anfänglich angab, abgeſchoben. 
Beim Bezirksamte Althofen kam die Zuſtändigkeitsfrage erſt zur eigent⸗ 
lichen Erörterung und es ergab ſich als Reſultat der diesfalls gepflo⸗ 
genen Erhebungen, daß für Katharina K. weder ein eigentliches Hei 
matsrecht noch auch mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des §. 19, 
P. 2 und 3 des Helmatsgeſetzes ein Halbjähriger Aufenthalt in einer 
Gemeinde oder die Geburtsgemeinde erweislich ſei. Es handelte ſich 
alfo demnach darum, welcher Gemeinde Katharina K. mit Müdficht 
auf 8. 19, P. 4 des Heimatsgeſetzes als Heimatslofe zuzuweiſen ſei. 
Die Bezirkshuuptmannſchaft von St. Veit (der die Gemeinde Althofen 
unterſteht) lehnte die Fallung eines Zuwelſungserkenntniſſes ab, well 
Katharina K. zur Zeit des in Frage gekommenen Heimaterechtes in 
keiner Gemeinde des Bezirkes „angetroffen“ worden ſei. Als die Ge⸗ 
meinde, in welcher K. im Sinne des Geſetzes angetroffen wocden, 
konne nur entweder Keutſchach oder Klagenfurt angeſehen werden. Die 
Bezirkshauptmannſchaft in Klagenfurt war hingegen der Unficht, daß 
die Heimatslofe der Gemeinde Althofen zuzuwejſen fei, weil dieſelbe 
von Keutſchach, wo fie wegen Musweislofigkett aufgegriffen worden, 
nach Althofen als angeblich dorthin zuſtändig abgeſchoben worden war 
und aljo dort erſt das Heimatsrecht „zur Frage gekommen“ war, 

Darnach entſchied die Landesbehörde in erſter Inſtanz unterm 
14. October 1869, daß Katharina K. der Gemeinde Althofen zuge⸗ 
wieſen werde, weil dieſelbe in dieſer Gemeinde „zur Zeit des zur 
Frage gekommenen Heimatsrechtes angetroffen wurde.“ 

Das Minifterium des Innern erkannte jedoch mit Entſcheidung 
vom 25. December 1869, Z. 18282, daß Katharina K. als heimats⸗ 
los im Sinne der 88. 18 und 19, P. 4 des Helmatsgefetzes vom 
8. December 1863 der Gemeinde Keutſchach zuzuweiſen komme, „weil 
Katharina K. dort, und zwar wegen Ausmeislofigkeit, zuerſt aufge⸗ 
griffen, mithin daſelbſt thotſächlich, wenn auch noch nicht in aller 
Form, die Frage, wohin dieſelbe zuftändig und abzuſchieben fei, zuerſt 
aufgetaucht ft, übrigens auch nicht behauptet werden konnte, die⸗ 
elbe ſei in Klagenfurt oder in Althofen im Sinne des g. 19, P. 4 
des Heſmatsgeſetzes angetroffen worden, nachdem fie an den 
erſteren Ort von der Gensdarmerie geſtellt, an den letzteren aber ver⸗ 
ſchoben worden iſt.“ 


a) 


» 


) Man vergleiche den Fall in Nr. 13, Seite 50 des II. 8 
1869) bieſer geitſchret. 5 . Sabraange 
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Die einem auswärtigen Armen während deſſen Rervubalesteuz geleiſtete 

Verpflegung begründet keinen gegen die Helmatsgemeinde auf Grund der 

88. 28 und 29 des Heimatsgeſetzes zin apminiſtrativen Wege geltend zu 
machenden Erſatzanſyruch. 


Peter L., zur Gemeinde T. zuftändig, wurde über Anordnung 
der Gemeinde K., in deren Gebiete er erkrankt war, zuerſt vom 
7. Jänner bis 6. Mai 1868 und ſodann ſpäter wieder nom 11. Sep⸗ 
tember bis 6. October 1868 als krank verpflegt. An Kranken⸗Ver⸗ 
pflegskoſten hiefür wurden von der Heimatsgemeinde des Verpflegten 
105 fl. angeſprochen und auch entrichtet. Später ſtellte die Gemeinde K. 
eine Nachtragsforderung für die Verpflegung des Peter L. während 
feiner Reconvalescenz vom 6. Mai bis 5. Auguſt 1868 in einem Be⸗ 
trage von 36 fl. 40 kr. Die der Gemeinde T. vorſtehende Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft erklärte die Heimalsgemeinde nicht für verpflichtet, die 
fraglichen Koſten zu tragen, desgleichen die Landesſtelle, welche letztere 
die Zurückweiſung des erhobenen Anſpruches damit motivirte, „daß, 
bei dem Umſtande, als Peter L. nach Ueberſtehung der erſten Krank⸗ 
heit von der verpflegenden Gemeinde ſelbſt am 6. Mai 1868 als ge⸗ 
heilt und transportabel erkannt worden, und ein beſonderer Auftrag 
der Heimatsgemeinde zur weiteren Verforgung des Peter L. nicht vor⸗ 
gelegen war, es ſich bei der Verſorgung während der Reronvalescenz 
nicht mehr um eine Verpflegung haudeln konnte, welche eine Gemeinde 
einem auswärtigen Kranken auf Grund des Gefetzes angedeihen läßt, 
ſondern lediglich um einen Vorſchuß von Seite eines Privaten, rück⸗ 
ſichtlich welchem ein Regreßrecht an die Heimatsgemeinde auf Grund 
der 88. 28 und 29 des Heimatsgeſetzes vom 3. Dezember 1863 im 
politiſchen Wege nicht geltend gemacht werden kann.“ 

Dem weiteren Recurſe der Gemeinde k. wurde mit Entſcheidung 
des Miniſteriums des Innern vom 12. Dezember 1869, 3. 18070, 
„im Hinblicke auf die Beſtimmungen des F. 29 des Heimatsgeſehes 
vom J. Dezember 1863,“ keine Folge gegeben. Km. 


Das Winkelverjatzgeſchüft kann nur nach Maßgabe der Gewerbe⸗Ordnung 
als Uebertretung befttaft werden. 


Am 3. Juli wurde von Seite der Anng R. beim Magiſtrate P. 
die Anzeige gemacht, daß die Anzeigerin bei den Eheleuten Samuel 
und Thereſia T. 18 Stück Pfandſcheine und 14 Parteien gehörigen 
Schmuck verpfändet habe und daß die fraglichen Eheleute dadurch be⸗ 
lannt ſeien, daß fie ſich ausſchließlich mit Geldausleihen auf allerlei 
Pfänder beſchäftigen. Letztere Angabe wurde durch die Angabe eines 
Polizei⸗Berichtes dahin bekräſtiget, daß die Eheleute T. bei dem geld⸗ 
bedürftigen Publicum bezüglich des Geldauslelhens auf Pfänder und 
Wechſel bekannte Perfönlichkeiten feien. Die eindernommene beſchuldigte 
Thereſig T. leugnete jedoch ganz entſchieden den ihr zugemutheten ges 
werbsmäßigen Betrieb des Pfandleihgeſchüftes, fie leihe wohl Geld aus, 
aber nicht auf Pfänder, die Pfandſcheine und Prätiofen von Anna R. 
habe fie zwar in Händen, fie habe dieſelben aber nur von einem 
Gläubiger der Anna R. ausgelöſt. 

Darnach fällte der Magiſtrat unterm 24. September 1869 fol 
gendes Erkenntuiß: „Es iſt ümtlich ſichergeſtellt, daß Thereſig T. 
gewerbsmüßig auf Pfänder Darleihen gibt und außerdem noch ein 
Winkelverſatzamt ohne alle Berechtigung unterhält. Aus dieſer Urſache 
wird Thereſia T. auf Grund des Hofdecretes vom 20. Jänner 1802, 
Z. 2009 *) (Verbot der Winkel verſatzämter) verurtheilt der Anna R. 
die 18 Verſatzfcheine ſowie die übrigen 14 Prätioſen unentgeltlich zu⸗ 
rückzugeben 2.” Zugleich wurde für den Wiederhalungsſall des Dar: 
lehengeſchäftes auf Pfänder eine Geldſtrafe angedroht. 

Das Erkenntniß wurde von der Landesſtelle beſtätiget. 

Das Miniſterium des Innern hat im Einvernehmen mit dem 
Handelsminiſtertum mit Entſcheidung vom 5. Jänner 1870, Z. 18371, 
das Straferkenntniß der beiden untern Behörden als nicht auf geſetz⸗ 
licher Baſis beruhend aufgehoben und angeordnet, daß gegen die Be⸗ 
ſchuldigte die Strafverhandlung oom Neuen auf Grund der Gewerbe⸗ 
Ordnung zu pflegen fei. Aus folgenden Gründen: „Das Erkenntniß 
wurde auf Grund des Hofdecretes vom 20. Jänner 1802, Z. 2009, 
gefällt. Das in dieſer Verordnung enthaltene Verbot der Winkelverſatz⸗ 
ämter wurde jedoch fpäter nebſt den Strafbeftimmungen in das Straf⸗ 
geſetz vom 27. Mar 1852, sub 8. 485, aufgenommen, wodurch dieſe 

) Die Behörde eſtirte hier incorrecter Weiſe lediglich die Guberniak 
Verordnung, mit welcher das obige Hofderret in der Provinz kunbgewacht. 
worden iſt. Es wäre wünſchenswerlh, wenn ſich die Behörden gewohnten in 
ſolchen Fällen ſtets das Hofdecrel mil der belreffenden Gubernak⸗ Berorbnung 
zu citiren. Aum. b. Red. 
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Verordnung, ſowie das dieſelbe republietrende Hofkanzleidecret vom 
22. Auguſt 1845, 3. 27073, inſoweit diefe beiden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften Strafbeftimmungen feſtſetzten, im Sinne des Artikel 1 des 
Kundmachungspatentes zum Strafgeſetze außer Kraft traten. Der $. 485 
des Strafgeſetzes ift nun durch $. 6 des Geſetzes vom 14. Juni 1868, 
R. G. Bl. Nr. 62, außer Wirkfamkeit gefetzt worden. Dermalen kaun, 
daher gegen Unternehmer von Winfelverfagäntern nur auf Grund der 
Gewerbe⸗Ordnung vorgegangen werden, welche hlezu in dem 8. 16, 
Punkt 12, im Zuſammenhange mit 8. 132 einen vollkommen legalen 
Anhaltspunkt bietet.“ Sp. 
— — 


Literatur. 


Lotterſen und Prämien⸗Auleihen nach volkszwlrthſchaftlicen Grundsätzen, 
und Erfahrungen von Dr. B. Böhmert. Berlin 1869, Stilke und 
van Munden. 

„Wer Euch jagt, daß Ihr auf andere Art reich werden könnt, als durch 
Arbeit und Sparſamkeit, vor dem nehmt Euch in Acht, er ift ein Giftmiſcher“, 
ſagt Franklin. Ungeachlet dieſer Wahrheit und troydem, daß der volkswirth⸗ 
ſchaftliche Cangreß in Hannover (1864) autoritaliv ſich gegen Lotterien und 
Prämten⸗Anlelhen ausgeſprochen hat und ohne Rückſicht auf das weife Vorbild 
Frankreichs, welches in der „Loi portant probibition des Loteries, Nr. 6282 
de 1886“ kategoriſch ausſpricht! „Les Loteries de toute espece sout pro- 
hibees“ behaupten doch beutſche Publielſten, daß auch auf dieſem Gebiete die 
Freiheit ſchließlich das vichtigfte und wohlthätigſte Syſtem ſei. Gegen dieſe 
kämpft Böhmert mit Eleganz und Kraft an, Er fagt: 

„Der Menſchheit ift als Geſez ihrer Entwicklung ein langſamer, alle 
mähliger Fortſchritt zu Wohlſtand und Gluck vorgezeichnet. An ihrer Wiege 
ſteht der Kampf um dos Daſein und das hellſame Gebot, daß ſie im Schweiße 
ihres Angeſichts ihr Brod eſſen ſolle. Weder Zufall oder Gunſt und Gabe, 
noch ſtaatsſeitige Güterverthellung ſollen über das wirthſchaftliche Wohlergehen 
der Menſchen enkſcheiden, ſondern eigene Mühe und Arbeit: Wenn ſich zur 
Arbeit die Sparſamkelt geſellt, fo entſteht Capital, und mit der Zunahme 
Capilals verbreitet ſich nach und nach Wohlſtand in nahe und ferne Kreiſe; 
aber alle Capitalien und Lebensgüter, welche die Culkur der Menſchheit weiter 
fördern, müſſen zuvor gefammelt, erarbeitet und erſpart fein. So will es die 
Ordnung des Erwerbslebens. Wenn es nun aber für die Menſchheit, als 
Ganzes, Nothwendigkeit und Pflicht iſt, zu arbeiten und zu ſparen, fo erwaächſt 
daraus auch für den einzelnen Menſchen bie heilige Aufgabe, ſich an der großen 
Kette von Leiſtungen, aus denen ſich unſere Cultur zuſammenſeht, durch eigene 
Anſtrengung mitzubetheiligen. 

Dieſe Individuelle Bethelligung ist bie nothwendige Bedingung des 
allgemeinen Fortſchrikts. Die Arbeit ist ſitkliche Pflicht und wirthſchaſtliche 
Gefeh, fie iſt die Quelle der Wohlfahrt für den Einzelnen, wie für ganze 
Völler. Dieſes Geſez und Fundament einer geſunden wirthſchaftlichen Entwid: 
lung wird unterwühlt, wenn neben der Arbeit noch eine zweite Erwerbsquelle, 
der Spielgeminn und Zufall, als berechtigter Factor bei der Vertheilung 
der Lebensgüter ſtaatsſeitig begünſtiget und durch öffenkliche Inſtitutſonen 
gepflegt wird, wenn der Staat felbft feine Bürger anreizt, ihre Wohlfahrt vom 
öffentlichen Spiel und Zufall ftatt von der Selbsthilfe durch Arbeit und Spar: 
ſamteit zu erwarten. Die öffentlichen Glücksſplele führen einen förmlichen Krieg 
gegen die Ordnung des Erwerbslebens und gegen das Geſetz unſeres Menſchen⸗ 
daſeins. Die Abſicht des Spielers iſt Gelderwerb ohne Arbeit, Conſumtion 
ohne Production, Kapitalanhäufung ohne Sparen. Der Spieler, welcher Kopf 
und Herz mit Gewinn- und Verluftgebanten angefüllt hat, kaun nicht georpnet 
ſchaſſen. Der Reiche, wie der Arme ſoll ſich fein Lebensglück erkämpfen. 

Nur der verdient ſich Freiheit wie das Leben, 
Der täglich fin erobern muß. 

„Allein der Trieb ſich ſein Lebensglück zu erobern wird vergiftet durch 
die officlell genährte Sucht nach mühelos erworbenem Reichthum.“ 

Böhmert führt es als erfreuliche Erſchernung auf, daß ſeit der Aufhebung 
des Lotto’ in Bolern die Einlagen in die Sparcaſſen ſich rapide vermehrt 
hätten und klagt darüber, daß bie baieriſchen „Spieler“ jetzt ihr Geld in die 
öſterrrichiſchen „Glückbuden“ trügen, was aber keinen Segen bringen werde. E. 

— — 


Verordnungen. 


Verordnung des Miniſters für Enlins und Unterricht vom 18. Jänner 
1870, 3. 321, betreffeud die Heirnts⸗Licenzeu für penſtonirte Officlere. 
Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles, in welchem ein halbinvalider 
penſionirker k. k. Officer, ohun vorher erlangte militärbehördliche Heirat⸗Licenz, 


zu der kirchlichen Trauung zugelaſſen worden ift, wird in Erinnerung gebracht, 
daß zufolge Erlaſſes des k. k. Miniſterlums für Laudesvertheidigung und öffent: 
liche Sicherheit vom 24. December 1868, Z. 3878, die durch 8. 52 des Mehr: 
geſehes vom 5. December 1868, R. G. Bl. Rr. 151, feſtgeſehte Ausnahme der 
penſtonirten Officiere und Militärbeamten, dann der nicht im Invalidenhauſe 
ſich aufhaltenden Patental⸗Invaliden von den Beſtimmungen des militärischen 
Heirats⸗Normales nur auf bie als ganz invalid oder ſonſt definitiv penſio⸗ 
nirte Officiere, Militär⸗Parteien, Militär⸗Beamten, Unter⸗Parleien und Armes 
Diener, dann auf die Palental-⸗ und Reſervatlons⸗Invaliben ſich erſtreckt, 
wahrend rüdjichtlic des zeitlich penſiourten Militärs, und der mit der 
Vormerkung für eine Local⸗Anſtellung als halbinvalide penſionirten Officiere, 
fo wie der in der Loco Verſorgung der Invalidenhäuſer befindlichen Mann⸗ 
ſchaft die Vorſchrift über bie Heiraten in der k. k. Laudarmee vom 14. September 
1861 in Giltigkeit geblieben ift, wonach bie letzteren zur Elngehung elner Che, 
bie Erlaubniß der competenten Militärbehörde bedürfen. 


Berorduung des Miulſters des Innern vom 25. Jauner 1870, 3. 1095, 
betreffend die Kompetenz bei ſtrafbaren Uebertretungen des Muſter⸗ und 
Murkenſchutzheſetzes. 

Nachdent ſich Zweifel über bie Frage ergeben haben, welche Behörde zur 
Enſſcheidung in dritter Inſtanz bei strafbaren Uebertretungen des Muſter- und 
des Markenſchutzgeſezes berufen fei, habe ich mich mit dem Herrn Handelsminiſter 
in dem Beſchluſſe geeiniget, daß zu dieſen Entſchedungen in Gemaßheit des 
g. 29 bes Markenſchuzgeſehes und des F. 18 bes Muſterſchuhgeſehes, ſowie bes 
Abfatzes B. der Miniſterial-Verordnung vom 20. April 1861 (R. G. Bl. 
Nr. 49) das Miniſterium des Innern unter Zuziehung eines Vertrekers des 
Handelsminiſteriums competent ſel. 

Cs iſt vaher dafür Sorge zu tragen, daß die Berichte in den oben er 
wähnten Angelegenheiten jederzeit mir vorgelegt werden, und daß, inſoferne 
ein Recurs gegen eine Entſcheldung zweiter Inſtanz überhaupt gefehlich zuläffig 
iſt, bei der Intimation derſelben den Parteien bekannt gegeben werbe, es ſtehe 
ihnen frei, den Recurs an den Miniſter des Innern zu ergreifen, 

Es verſleht ſich von ſelbſt, daß hiedurch an der geſetzlichen Competenz 
des Handelsminlſteriums zur Enkſcheidung aller anderen den Muſler- und 
den Markenſchutz betreffenden Angelegenheiten keine Aenderung eintritt, 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 

Se, Majeſtät haben dem Banus in Crogtlen Freiherrn Lewin Rauch 
von Nyel und dem Leiter ber Staſthalterei in Prag Feldmarſchalllieutenant 
Alexander Freiherrn von Koller die geheime Ralhswürde verliehen. 

Se. Maſeſlat haben dem Bicepräfidenten der Statthalterei für Böhmen 
Adalberl Freiherrn Henniger von Geeberg aus Anlaß feines Uebertrittes 
in den Nubeftanb die beſondere 2 1 0 Zufriedenheit ausgedrückt. 

Se. Maſeſtät haben dem Dr. Rudolf Edlen von Ott aus Anlaß feines 
Rücktrittes von der Stelle des Bürgernteiſters der Landeshauplſtadt Brünn bie 
Allechöchſte Anerkennung aussprechen Lafien. 

Se. Majeftät haben den Forſtmeiſter in Görz Hermann Hradeegliy zum 
Forſtrathe und Forſlreferenten bei der Statthalterel in Inns bruck ernannt, 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirkshauptmänner zweiter Glafe 
Carl Hanl und Franz Großmann zu Bezirkshauptmännern erſter Claſſe in 
Böhmen ernannt, 

Der Miniſler des Innern Bat die Bezirkscommiſſäre Martin Tribuzzi 
und Stefan Kkansie zu Bezirkshauptmännern zweiter Elaſſe für Krain ernannt. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblalte der „Wiener Zeitung“, 

Officialsſtelle in der Mönnerſtlrafanſtalt in Karthaus, 500 fl. Gehalt, 
Naturalquartier, Holze und Kerzen⸗Deputat, bis 9. März (Amtsblatt Nr. 38). 

Zwel . e beim Mechnungsdeparteinent der nieder⸗ 
öftereichifchen Statthalterei, eine zweiter Claſſe mit 700 fl. Gehalt und 200 fl. 
Quarliergeld und eine dritter Claſſe mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. Quartier: 
geld, bis 5. März (Antablatt Nr. 38). 

Telegrafencommifärsttelle beim Telegrafen⸗Juſpectorate in Trieft, 1200 fl. 
Gehalt, bis 12, März (Anitsblatt Nr. 38). 

Diurniſtenſtelle beim Steueramle in Haag in Nieder- Oeſterreich mit 
784% kt. Taggeld, bis 28. Februar (Amtsblalt Ar. 38). 

Bezirkshauptmaunſtelle in Slrakouig in Böhmen erſter Claſſe eventuell 
zweiter Clajje bis 24. Februar (Amtsblatt Nr. 40). 

Bezirkscommfſſärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft Jiein in Böhmen, 
1200 fl. eventuell 1000 fl. oder 800 fl. Gehalt, bis 25. Februar (Amts: 
blatt Nr. 42). 


Mit der heutigen Nuuuner erhalten alle unſere P. P. 
Abonnenten den Index zum Jahrgang 1869 und bitten wir 
dort, wo es noch nicht geſchehen, den entfallenden Betrag von 
20 Kreuzern mit nächſter Gelegenheit einzuſenden. 
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